
einige Abgeordnete hier ihre Reden vorlesen und das bedarf nach der Geschäftsordnung einer Genehmi-
gung. Dieser Hinweis ist ergangen und den haben Sie bitte einfach so zur Kenntnis zu nehmen.

Ich gehe davon aus, dass, wenn jetzt keine Abgeordnete mehr sprechen möchte, die Finanzministerin, Frau
Taubert, sich noch mal zu Wort meldet. Bitte schön.

Taubert, Finanzministerin:

Sehr geehrte Abgeordnete, ja, wir können es kurz sagen: Wir sind dankbar, dass wir jetzt diese Gesetzesän-
derung vorliegen haben, weil es natürlich zunächst mal und ausschließlich hier um die Frage geht, ob die
Energiepauschale auch Versorgungsempfängerinnen und Versorgungsempfänger in Thüringen bekommen
können und sollen. Ich denke, das ist gerechtfertigt, nach alldem, wer auch von einer Energiepauschale pro-
fitiert. Sie wissen ja auch, dass diejenigen, die eben hohe Versorgungsbezüge haben, das zum Teil versteu-
ern müssen, also das geht ja genauso wie bei jedem anderen auch, also deswegen ganz herzlichen Dank.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsidentin Henfling:

Vielen Dank. Gibt es jetzt weitere Wortmeldungen? Das kann ich nicht erkennen. Dann würden wir jetzt ab-
stimmen. Es gibt den Antrag auf Überweisung an den Haushalts- und Finanzausschuss. Wer dem zustim-
men möchte, den bitte ich um das Handzeichen. Das sind die Koalitionsfraktionen, die Gruppe der FDP, die
Fraktion der CDU und die Gruppe der BfTh. Gibt es Gegenstimmen? Stimmenthaltungen? Das ist die Frak-
tion der AfD. Damit ist der Überweisung zugestimmt und wir können diesen Tagesordnungspunkt schließen. 

Wir kommen zu Tagesordnungspunkt 12

Thüringer Gesetz zur Einführung
eines Justizvollzugsdatenschutz-
gesetzes und zur Anpassung wei-
terer Vorschriften des Justizvoll-
zugs
Gesetzentwurf der Landesregierung
- Drucksache 7/6810 - 
ERSTE BERATUNG

Wird das Wort zur Begründung gewünscht? Herr Minister Adams, bitte schön.

Adams, Minister für Migration, Justiz und Verbraucherschutz:

Sehr geehrte Frau Präsidentin, meine sehr verehrten Damen und Herren, mit aller gebotenen Kürze erlau-
ben Sie mir ganz kurz, hier zum Justizvollzugsdatenschutzgesetz einige Worte zu sagen. Wir werden mit
diesem Gesetz verfassungsrechtliche, aber auch europarechtliche Vorgaben umsetzen. Wir verfolgen und
vervollständigen damit auch das Erfordernis, die Gesetzgebung für den Justizvollzug, die ja seit 2006 den
Ländern zugesprochen wurde, hier auch auf Thüringer Normen zu stützen und dies umzusetzen. Das Daten-
schutzgesetz ist in Thüringen im Jahr 2018 schon umgesetzt worden als Umsetzung der Richtlinie (EU)
2016/680. Was wir hier machen, ist noch einmal die besondere Anpassung für den Justizvollzug.

Ein moderner Justizvollzug braucht die Möglichkeiten, auch auf Daten zurückzugreifen, braucht die Möglich-
keiten, Daten austauschen zu können, aber muss – und in dieser Ambivalenz steht dieses Gesetz immer –
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auch die Möglichkeit haben und die Verpflichtung in sich tragen, denjenigen, die als Strafgefangene in unse-
ren Vollzugsanstalten sind, Klarheit und Transparenz darüber zu schaffen, welche ihrer Daten ausgetauscht
werden.

Lassen Sie mich zwei grundsätzliche Ideen oder Hintergründe hier noch mal erläutern: Wir ermöglichen mit
diesem Gesetz einmal einen sicherheitsrelevanten Austausch mit Sicherheitsbehörden und dem Vollzug, da-
mit auch ein Sich-Abstimmen auf den späteren Entlassungstermin. Und wir ermöglichen gerade bei denjeni-
gen mit kurzen Haftstrafen eine schnelle verkürzte Erarbeitung eines Vollzugsplans und damit das Durchfüh-
ren vernünftiger Maßnahmen, um ein Leben ohne Straftaten, ohne Straffälligkeit zu ermöglichen.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, das ist wichtig auch umzusetzen für den Jugendarrest und auch
wichtig durchzusetzen für die Sicherungsverwahrung. Deshalb sind hier weitere Normen vorgesehen, um
das für diese beiden Anwendungsfälle auch fortzuschreiben.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, mit dieser kurzen Erklärung möchte ich dem Gesetz viel Erfolg in
der Beratung und Anhörung des Landtags wünschen und freue mich, wenn Sie diese für den Justizvollzug
außerordentlich wichtige Regelungsmaterie im Ausschuss gut begleiten und dann zu einem guten Abschluss
bringen. Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsidentin Henfling:

Vielen Dank. Damit eröffne ich die Aussprache. Es liegen mir zurzeit keine Meldungen aus den Reihen der
Abgeordneten vor. Gibt es noch jemanden, der dazu sprechen möchte? Das kann ich nicht erkennen.

(Zwischenruf Abg. Dr. Hartung, SPD: Frau Vorsitzende!)

Ja, Frau Abgeordnete Rothe-Beinlich.

Abgeordnete Rothe-Beinlich, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN:

Wir würden die Überweisung an den Justizausschuss beantragen.

Vizepräsidentin Henfling:

Danke schön. Damit ist die Überweisung an den Ausschuss für Migration, Justiz und Verbraucherschutz be-
antragt. Wer dem zustimmen möchte, den bitte ich um das Handzeichen. Das sind alle Fraktionen und Grup-
pen des Hauses. Gibt es Gegenstimmen? Das kann ich nicht erkennen. Stimmenthaltungen? Auch nicht.
Damit ist dieser Gesetzentwurf überwiesen und wir können auch diesen Tagesordnungspunkt schließen. 

Und wir kommen zum Aufruf des Tagesordnungspunkts 14

Wer das Land ernährt, verdient
Respekt – Mobile, stressfreie
Schlachtungsmethoden unterstüt-
zen
Antrag der Parlamentarischen Grup-
pe der FDP
- Drucksache 7/5310 - 
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